
Gemeinde Ruppichteroth,  
2. Änderung des Bebauungsplanes Nummer 2.01/3 Schönenberg-Ost für den Bereich 
„Rettungswache Schönenberg“ 

  
Wesentliche Inhalte der von der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vorgebrachten Stellungnahmen  

 
Lfd.  
Nr. 

Eingaben-
steller 

Datum Wesentliche Inhalte der Anregungen Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 

 

T1 Einwende-
rin/Einwender 
 

06.04.19 – Der Einwender hat verschiedene 
Anmerkungen zum geplanten 
Pflanzstreifen (3 Meter Breite) im 
nördlichen und östlichen Bereich 
des Plangebietes: 
 

– Gemäß Nachbarschaftsrecht 
NRW ist bei stark wachsenden 
Bäumen ein Abstand von min-
destens 4 Meter zum Nachbar-
grundstück einzuhalten. Dies 
würde bedeuten, dass zumindest 
ein Teil der in der Pflanzauswahl-
liste aufgeführten Bäume nicht 
gepflanzt werden könne. 

– Gemäß Nachbarschaftsrecht, ist 
gemessen von der Außenseite 
einer Hecke ein Abstand von 1 
Meter zum Nachbargrundstück 
einzuhalten. Die gemäß Pflanzlis-
te aufgeführten Sträucher werden 
3 bis 4 Meter breit und können 
daher nicht den geforderten Ab-
stand einhalten. 
 
 

– Es wird angemerkt, dass die Flä-
che zwischen Bepflanzung und 
Außenwand der Rettungswache 
zu gering bemessen ist. Dies 
würde sich auch negativ auf den 
Arbeitsraum zur Pflege der 
Sträucher auswirken. 

 
– Es solle eine Verbreiterung des 

Pflanzstreifens angestrebt wer-
den, diese solle auf Grund des 
Grundstückzuschnittes möglich 
sein. 

– Es werden Empfehlungen zur Er-
gänzungen der Pflanzauswahllis-
te gegeben.  

 
– Es wird darauf hingewiesen, dass 

es in den Planunterlagen keine 
Aussagen zur geplanten Dach-
form gibt. Es wird angemerkt, 
dass die Ausbildung eines Flach-
daches nicht gewünscht ist. Die-
se Dachform würde das Ortsbild 
stören und hätte im Vergleich 
zum Satteldach den Nachteil, 
dass Fotovoltaikanlagen sowie 
Artenschutzmaßnahmen schwie-
riger zu installieren wären. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
– In der Pflanzenauswahlliste 1 ist 

die Stiel-Eiche als „stark wach-
sender Baum“ gem. § 41 Abs.1 
Nr.1 aufgeführt. Die Stiel-Eiche 
sollte daher im westlichen Teil 
der Pflanzfläche verwendet wer-
den. Die übrigen Bäume haben 
einen Abstand von 2,0 m einzu-
halten. Dies ist auch entlang zur 
nördlichen und östlichen Grund-
stücksgrenze zu realisieren. In 
der Pflanzenauswahlliste 1 ist die 
Haselnuss als „stark wachsender 
Zierstrauch“ gem. § 41 Abs.1 
Nr. 2 aufgeführt. Der Abstand zur 
Grundstücksgrenze beträgt min-
destens 1, 0 m. Die Haselnuss 
sollte im Sinne des Einwenders 
im westlichen Teil der Pflanzflä-
che verwendet werden.  

– Die übrigen Sträucher haben ei-
nen Abstand von 0,5 m einzuhal-
ten. Dies ist entlang zur nördli-
chen und östlichen Grundstücks-
grenze zu realisieren. Die Pfle-
geschnitte der Gehölze können 
entsprechend des Zuwachses 
angepasst vorgenommen wer-
den. 

– Ein 3 m breiter Pflanzstreifen 
wird in der Gemeinde Rup-
pichteroth bei allen Planvorha-
ben der letzten 10 Jahre als aus-
reichender Standard festgesetzt. 

– Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Die Pflanzaus-
wahlliste wurde in Teilen ergänzt. 

 
– Die Hinweise werden zur Kennt-

nis genommen. Da es sich um 
einen Angebotsbebauungsplan 
handelt, soll in Bezug auf die 
Dachform eine mögliche Flexibili-
tät gewährleistet werden. Grund-
sätzlich ist die Ausbildung eines 
Flachdaches möglich bezie-
hungsweise gewünscht. Die 
Entwicklung des Ortsteiles 
Schönenberg-Ost zeigt bereits 
moderne Bauformen und Materi-
alien, zum Beispiel durch ge-
werbliche Gebäude. Die vorlie-
gende Planung hat, auf Grund 
der Größe und Höhe des Ge-
bäudes sowie der Lage innerhalb 

 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme in 
Teilen zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme in 
Teilen zu folgen. 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 
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– Es wird empfohlen die geplante 

Lärmschutzwand zu begrünen. 

des Ortsteiles keinen wesentli-
chen Einfluss auf das Ortsbild. 
Die Möglichkeit zur Installation 
von Fotovoltaikanlagen, Arten-
schutzmaßnahmen sowie einer 
möglichen Begrünung sind bei 
einem Flachdach grundsätzlich 
gegeben. 

– Die Begrünung der Lärmschutz-
wand ist grundsätzlich möglich 
und wird im weiteren Verfahren 
geprüft beziehungsweise ver-
folgt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. Eine Prü-
fung erfolgt im 
weiteren Verfah-
ren. 

T2 Einwende-
rin/Einwender 

09.04.19 – Es wird angemerkt, dass es bei 
der Umwidmung des Plangebie-
tes zu einem Gewerbegebiet zu 
einer Wertminderung der be-
nachbarten Grundstücke kom-
men würde. 
 
 
 
 

– Da der Großteil der Fläche ge-
mäß Planung gepflastert werden 
soll, entstehen durch die Einsatz-
fahrzeuge unnötig laute Fahrge-
räusche. Zudem solle die Ret-
tungswache nicht als Seminar 
und Lernzentrum genutzt werden 
oder zur Ausrichtung von Fest-
lichkeiten dienen. Der zu erwar-
tende Publikumsverkehr würde 
die Anlieger stören. 
 

– Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass das Plange-
biet als Fläche für den Gemein-
bedarf ausgewiesen werden soll. 
Der Hinweis zur Wertminderung 
bezieht sich nicht auf die Inhalte 
des Bebauungsplanverfahrens 
und kann daher nicht behandelt 
werden. 

– Eine Pflasterung der Bewe-
gungsflächen ist nicht Gegen-
stand der Planung. Es wird eine 
Asphaltierung der Fahrbahn- und 
Parkplatzoberfläche angestrebt. 
Alternativ können Verbundsteine 
ohne Fase innerhalb der Planung 
berücksichtigt werden. Die Hin-
weise zur Nutzung der Ret-
tungswache als Seminar- und 
Ausrichtungsräume von Festlich-
keiten bezieht sich nicht auf die 
Inhalte des Bebauungsplanver-
fahrens und können in diesem 
Rahmen nicht behandelt werden. 

Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men.  

 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

T3 Einwende-
rin/Einwender 
 

27.03.19 – Die Einwender haben folgende 
Anmerkungen zum Bebauungs-
planverfahren: 
 

Bebauungsplan Plandarstellung 
– Nicht Einhaltung, des zugesagten 

5 Meter-Abstandes zum Nach-
bargrundstück.  
 

– Da es sich um ein Sondergebiet 
handele und Sonderbaugebiete 
eine Form der Gewerbegebiete 
darstellen und diese direkt an ein 
allgemeines Wohngebiet angren-
zen solle, habe das bereits be-
stehende Wohngebiet einen hö-
heren Schutzanspruch. Der er-
höhte Schutzanspruch solle über 
einen zusätzlichen Abstand von 
2 Metern deutlich werden.  

 
 
 

 
 
 
 
 
– Die Zusage eines 5 Meter Ab-

standes ist nicht bekannt und ist 
im vorliegenden Fall auch nicht 
erforderlich. 

– Das Plangebiet ist größtenteils 
als Fläche für den Gemeinbedarf 
festgesetzt. Eine Fläche für den 
Gemeinbedarf ist kein Baugebiet 
im Sinne der Baunutzungsver-
ordnung und stellt daher auch 
keine Form eines Gewerbegebie-
tes dar. Der aktuell geplante Ab-
stand der Rettungswache zum 
Nachbargrundstück beträgt 
3 Meter. Gemäß Bauordnung 
NRW, ist dies der geforderte Ab-
stand zum Nachbargrundstück. 
Dem Schutzanspruch für das be-

 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 
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– Ein Abstand von 5 Metern zur 

Grenzbebauung würde das Be-
baungsfenster unwesentlich ein-
schränken und den geplanten 
Grünräumen mehr Spielraum zu-
sprechen. 
 
 
 

 
Textliche Festsetzung / Begründung 
– Gemäß Plandarstellung bezie-

hungsweise Erläuterung kann die 
maximale Gebäudehöhe bis zu 
6 Meter erreichen. Dies werde 
entschieden abgelehnt. 

 
 
 
 
 
 
 
– Auf der durchgeführten Bürgerin-

formation wurde darüber gespro-
chen, dass lediglich die geplante 
Fahrzeughalle eine Höhe von 
5 Meter haben solle, darüber hin-
aus wurde eine Begrünung des 
Daches angesprochen. Vor die-
sem Hintergrund wird gefragt, ob 
eine Höhe von bis zu 6 Meter er-
forderlich sei und ob gegebenen-
falls LKW´s in der Halle abgestellt 
werden sollen. Hierbei wäre das 
Schallschutzgutachten zu über-
abreiten. Der Einwender regt an, 
die Gebäudehöhe auf maximal 5 
Meter festzusetzen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Ein 6 Meter hohes Gebäude sug-

geriere, dass auch ein zweites 
Stockwerk geplant sei. Innerhalb 
der Begründung solle festgelegt 
werden, dass kein zweites Stock 
werk geplant werde. Der Einwen-
der sehe Gefahr darin, dass 
durch ein zweites Stockwerk die 

stehenden Wohngebietes wird 
daher ausreichend Rechnung 
getragen. 

– Eine Ausdehnung des Abstan-
des ist nicht erforderlich und 
würde die Nutzung der Ret-
tungswache in einem nicht ge-
rechtfertigten Maße einschrän-
ken, da die zusätzlichen 2 Meter 
die Bewegungs- und Erschlie-
ßungsflächen beanspruchen 
würden und ein reibungsloser 
Ablauf nicht länger gewährleistet 
werden könne. 

– Die festgesetzte Höhe entspricht 
der maximal zulässigen Höhe 
des Baukörpers. Zum derzeitigen 
Stand der Planung ist die endgül-
tige Höhe noch nicht abschlie-
ßend geklärt, da es sich aller-
dings um einen Angebotsbebau-
ungsplan handelt, soll eine mög-
liche Flexibilität berücksichtigt 
werden. Dies geschieht auch un-
ter Berücksichtigung einer mögli-
chen Dachbegrünung.  

– Die Bürgerinformationsveranstal-
tung diente dem Zweck, die be-
troffenen Bürgerinnen und Bür-
ger frühzeitig über das Vorhaben 
in Kenntnis zu setzen. Die vor-
gestellten Unterlagen spiegelten 
hierbei einen sehr frühen Pla-
nungsstand wieder und wurden 
im weiteren Verfahren konkreti-
siert. Die festgesetzte Höhe ent-
spricht der maximal zulässigen 
Höhe des Baukörpers. Zum der-
zeitigen Stand der Planung ist 
die endgültige Höhe noch nicht 
abschließend geklärt, da es sich 
allerdings um einen Angebots-
bebauungsplan handelt, soll eine 
mögliche Flexibilität berücksich-
tigt werden. Dies geschieht auch 
unter Berücksichtigung einer 
möglichen Dachbegrünung. Dar-
über hinaus entspricht die bauli-
che Höhe von maximal 6,0 m 
Höhe den gängigen Anforderun-
gen an eine Fahrzeughalle für 
Rettungsfahrzeuge. Eine Nut-
zung des Plangebietes bezie-
hungsweise der Abstellhallen 
durch LKW´s wurden innerhalb 
der Planung nicht berücksichtigt 
und ist auch nicht gewünscht. 

– Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Die Festsetzung ei-
ner I-geschossigen Bauweise bei 
einer maximalen Gebäudehöhe 
von 6,0 Meter wird innerhalb der 
Planunterlagen aufgenommen. 

 
 

 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 
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Nutzung der angrenzenden Be-
wohner eingeschränkt werde, da 
Besucher und Mitarbeiter die 
Nachbarn beobachten könnten. 

 
Textliche Festsetzung 
– In der Textlichen Festsetzung un-

ter Punkt 2 „Maß der baulichen 
Nutzung“ bezüglich Stellplätze 
und Garagen wird auf einen Satz 
hingewiesen, den es unter dem 
Absatz gar nicht gibt oder in der 
Form nicht gibt: „…Paragraf 12, 
Absatz 1 BauNVO…“ gibt es 
nicht, da dieser Absatz keine wei-
teren Sätze umfasst. Die textliche 
Festsetzung sei demnach falsch 
und müsse neu erstellt werden. 

– Weiterhin werde eine pauschale 
Genehmigung von Stellplätzen 
und Garagen außerhalb der 
überbaubaren Fläche kritisch ge-
sehen, da dies dann auch außer-
halb der Fläche für Gemeinbedarf 
geschehen dürfte. Es wird darum 
gebeten die Stellplätze gemäß 
Paragraf 12 Absatz 6 festzuset-
zen. 

 
 
 
 
 
 
Plandarstellung 
– In der Darstellung des Parkplat-

zes ist auf ungefähr der Hälfte ei-
ne Schrankenanlage dargestellt: 
Heißt dies, dass die dahinter lie-
genden Parkplätze für Mitarbeiter 
und Besucher der Rettungswa-
che reserviert sind?  

– Zur Zufahrt der Rettungswache: 
Es wird nachgefragt wie die Nut-
zer des benachbarten Gastrono-
miebetriebes zu den Parkplätzen 
gelangen beziehungsweise wie 
die vor abfahrenden Rettungs-
wagen gewarnt werden, wenn 
das Martinshorn erst auf der 
B478 genutzt werden darf. Es 
wird angeregt die Ausfahrtssitua-
tion in einer geschwungenen Bo-
genform zu planen, um die Stell-
plätze direkt an den Gastrono-
miebetrieb anschließen zu las-
sen. Darüber hinaus werde aus 
Verkehrssicherheitsgründen auf 
das Thema Elektromobilität und 
die entfallenden Fahrgeräusche 
verwiesen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
– Der Hinweis wird zur Kenntnis 

genommen. Die Planunterlagen 
wurden angepasst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Der Hinweis wird zur Kenntnis 

genommen. Die Verortung der 
Stellplätze für die Mitarbeiter der 
Rettungswache ist grundsätzlich 
nur innerhalb der Fläche für Ge-
meinbedarf zulässig. Da es sich 
um einen Angebotsbebauungs-
plan handelt, soll im weiteren 
Verfahren eine Flexibilität zur 
Positionierung der Stellplätze 
gewahrt bleiben. Die möglichen 
Standorte wurden im Schalltech-
nischen Gutachten untersucht 
und zeigen in allen Bereichen ei-
ne Verträglichkeit mit den an-
grenzenden Nutzungen auf.  
 

– Die nördlich der Schrankenanla-
ge liegenden Stellplätze sind für 
die Mitarbeiter und Besucher der 
Rettungswache reserviert. 

 
 
 
– Die östlich gelegenen Stellplätze 

sind nicht ausschließlich für die 
Nutzer des Gastronomiebetrie-
bes geplant. Gemäß Planzeich-
nung finden sich hier öffentliche 
Stellplätze. In der derzeitigen Si-
tuation ist eine Nutzung des Mar-
tinshorns auch auf der Fläche für 
Gemeinbedarf zulässig, sodass 
zu Fußgehende und Radfahren-
de auf die Rettungswagen auf-
merksam gemacht werden. Aus 
Gründen der Verkehrssicherheit 
sowie als Minderungs- und Ver-
meidungsmaßnahme des Immis-
sionsschutzes, soll im weiteren 
Verfahren die Errichtung einer 
Lichtsignalanlage geprüft bzw. 
verfolgt werden. Die Unterlagen 
zum Bebauungsplan wurden 
entsprechend angepasst. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme in 
Teilen zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Gemeinde Ruppichteroth, 2. Änderung des Bebauungsplanes Nummer 2.01/3 Schönenberg-Ost für den Bereich „Rettungswache 
Schönenberg“   

 
Lfd. 
Nr. 

Eingaben-
steller 

Datum Wesentliche Inhalte der vorge-
brachten Anregungen 

Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 

Seite 5 von 12 
 

 

 
 

 
Lageplan Außenanlagen 
– In der Darstellung ist erkennbar, 

dass die Zufahrt zum Grundstück 
asphaltiert werden soll, die ei-
gentliche Fläche vor der Ret-
tungswache soll jedoch gepflas-
tert werden. Aufgrund der zu er-
wartenden Geräuschimmissionen 
werde sich gegen eine Pflaste-
rung ausgesprochen. 
 

Begründung 
– In Kapitel 1.2 wird darauf hinge-

wiesen, dass Schulungsräume 
entstehen sollen. Diese dürften 
dort nicht entstehen, da die Be-
fürchtung bestehe, dass Schu-
lungen vornehmlich an Wochen-
enden stattfinden könnten und 
somit die Ruhe der Anlieger ge-
stört werden könnte. Die Räume 
dürften nicht an Dritte zu Schu-
lungen und Feierlichkeiten ver-
mietet werden. Etwaige Regelun-
gen sollten in einer Nutzungssat-
zung oder in den textlichen Fest-
setzungen festgehalten werden. 

– Es wird gefragt, wo der aufge-
führte Waschplatz für Fahrzeuge 
entstehen solle und ob es nicht 
ausreiche, örtliche Waschanla-
gen und Tankstellen zum Wa-
schen zu nutzen. Es wird sich 
aus Lärmschutzgründen gegen 
einen Waschplatz ausgespro-
chen und darum gebeten, eine 
Unterbringung des Waschplatzes 
in den geplanten Fahrzeughallen  
mit entsprechenden Schall-
schutzmaßnahmen zu errichten. 
Außerdem wird die Offenlage der 
Reinigungsmittel und der Entsor-
gung dieser verlangt. 

– Es wird gefragt, warum es keine 
Festsetzung zur Dachform und 
der angestrebten Begrünung gä-
be. Es wird um eine Klarstellung 
und Festsetzung der Dachform 
und deren Aussehen und Nut-
zung gebeten. 
 

– Der Einwender weist darauf hin, 
dass sowohl in der Begründung 
zum Bebauungsplan als auch 
zum Flächennutzungsplan eine 
falsche Adresse angegeben ist. 

– In Kapitel 6 der Begründung wer-
den Alternativstandorte abge-
wägt. Dabei wurde ein Alternativ-
standort in Bezug auf eine mögli-
che Erweiterung abgelehnt, ob-
wohl die Fläche deutlich größer 

 
 
 
 
– Eine Pflasterung der Bewe-

gungsflächen ist nicht Gegen-
stand der Planung. Es wird eine 
Asphaltierung der Fahrbahn- und 
Parkplatzoberfläche angestrebt. 
Alternativ werden Verbundsteine 
ohne Fase innerhalb der Planung 
berücksichtigt.  

 
 
 
– Die Nennung von Schulungs-

räumen innerhalb der Begrün-
dung ist missverständlich. Im 
vorliegenden Fall, sind Bespre-
chungsräume gemeint. Die Be-
gründung wurde entsprechend 
angepasst. Der Hinweis zur 
Vermietung der Räumlichkeiten 
für Schulungszwecke oder Feier-
lichkeiten bezieht sich nicht auf 
die Inhalte des Bebauungsplan-
verfahrens und kann in diesem 
Rahmen nicht behandelt werden. 

 
 
– Der Waschplatz beziehungswei-

se die Reinigung der Fahrzeuge 
wird innerhalb der Rettungswa-
che durchgeführt. Die mit der 
Reinigung einhergehenden 
Lärmimmissionen wurden inner-
halb des Schallschutzgutachtens 
betrachtet. Eine Verträglichkeit 
mit den angrenzenden Nutzun-
gen wurde aufgezeigt. 
Die Hinweise zur Offenlage der 
Reinigungsmittel und deren Ent-
sorgung beziehen sich nicht auf 
die Inhalte des Bebauungsplan-
verfahrens und können in diesem 
Rahmen nicht behandelt werden.  

– Da es sich um einen Angebots-
bebauungsplan handelt und es 
noch keine konkrete Planung 
gibt, soll in Bezug auf die Dach-
form eine mögliche Flexibilität 
gewährleistet werden. Eine 
Dachbegrünung ist grundsätzlich 
möglich. 

– Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Unterlagen wurden entspre-
chend angepasst. 

 
 
– Der besagte Standort wurde auf 

Grund der dort vorliegenden 
denkmalgeschützten Gebäu-
dereste ausgeschlossen. Eine 
Karten Übersicht wird im Rah-
men der Beteiligung gemäß § 4 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme in 
Teilen zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 
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ist, als die letztlich ausgewählte. 
Es werde, zur Nachvollziehbar-
keit und Prüfung der Vergleich-
barkeit, die Offenlage der Krite-
rien zur Abwägung gefordert. 

– Es wird in der Begründung darauf 
hingewiesen, dass Arbeiten an 
den Fahrzeugen, wie Desinfekti-
on, Reinigung und Wartung zu 
erwarten wären. Bisher sei aber 
nur von Reinigung und Desinfek-
tion die Rede gewesen. Der Ein-
wender fordert deshalb, dass es 
eine Eingrenzung auf Desinfekti-
ons- und Reinigungstätigkeiten 
geben solle, da Wartungsarbeiten 
sehr viel Lärm verursachen könn-
ten. Außerdem sollen alle Arbei-
ten dieser Art in der schon vorher 
geforderten Halle stattfinden. 

 
Umweltbericht Bebauungsplan 
– Im Umweltbericht werde die Be-

einträchtigung des Schutzgutes 
Boden als erheblich eingestuft 
und gleichzeitig sei keine Kom-
pensation festgesetzt. Es wird 
darum gebeten, dass es eine 
Festlegung geben solle, damit 
„verdeckte Absprachen“ unter-
bunden werden könnten. 

 
 
Allgemeine Hinweise 
– Da es sich bei dem Bau der Ret-

tungswache um eine Planung für 
die Allgemeinheit handele, wer-
de darum gebeten, eine schema-
tische Darstellung eines Bauleit-
planverfahrens zu veröffentli-
chen, damit sich die Bürgerinnen 
und Bürger der Gemeinde infor-
mieren könnten. 

 
Landschaftspflegerischer Fachbei-
trag 
– Es wird darauf hingewiesen, 

dass während der Bauphase 
erhebliche Emissionen in Form 
von Lärm, Staub und anderem 
entstehen könnten. Daher for-
dert der Einwender Entschädi-
gungszahlungen und zusätzlich 
Beregnungs- und Bewässe-
rungsmaschinen. 
 

Lageplan Außenanlagen 
– Auf der Zeichnung seien schraf-

fierte Flächen vorhanden, die 
direkt nach der geplanten 
Schallschutzmauer parallel zur 
neuen Zufahrt eingezeichnet 
sind. Es wird um eine Erklärung 
und eine Legende gebeten. 

– Der „Longdendale Platz“ sei mit 

Absatz 2 BauGB zur Verfügung 
gestellt. 

 
 
 
 
– Die Wartung der Rettungsfahr-

zeuge ist auf Grund eines rei-
bungslosen Betriebsablaufes 
Vorort notwendig. Entsprechen-
de Tätigkeiten wurden innerhalb 
des Schallschutzgutachtens be-
trachtet und stehen nicht in Kon-
flikt mit den angrenzenden 
Wohnnutzungen. Die benannten 
Arbeiten werden hierbei inner-
halb der Fahrzeughallen durch-
geführt. 

 
 
 
 
 
– Im Umweltbericht zum Bebau-

ungsplan wird das auszuglei-
chende Defizit für Eingriffe in den 
Boden beziffert. Eine Kompensa-
tion erfolgt durch Ankauf von Bo-
den-Wertpunkten aus einem im 
Rhein-Sieg-Kreis anerkannten 
„Ökokonto“. Die Unterlagen zum 
Bebauungsplan wurden entspre-
chend angepasst. 

 
 
– Der Hinweis wird zur Kenntnis 

genommen. Eine schematische 
Darstellung kann im Rahmen der 
weiteren Beteiligung zur Verfü-
gung gestellt werden. 

 
 
 
 
 
 

 
– Der Hinweis bezieht sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
– Eine etwaige Schraffur kann im 

Lageplan zu den Außenanlagen 
nicht gefunden werden.  

 
 
 
 

 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme in 
Teilen zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 
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Zustimmung des Rates umbe-
nannt und an einen anderen Ort 
verlegt worden. Daher sei die 
Verwendung des jetzigen Na-
mens in der Grafik irreführend.  

– Es sei die Telefonzelle in der 
Skizze eingetragen, die im Zu-
ge der Umbenennung an einen 
neuen Ort verlegt werden solle. 

– Die Kleider- und Glascontainer 
sollten, wie auf der Bürgerin-
formationsveranstaltung ange-
kündigt, in den Bereich der 
Kreuzungseinmündung Berg-
straße/Brölstraße verlegt wer-
den. Diese seien in der Skizze 
bisher im Bereich der neu ent-
stehenden Parkplätze einge-
zeichnet. 

 
Lageplan Schleppkurven 
– Im Lageplan könne man fünf 

geplante Hallen/ Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für Ret-
tungswagen erkennen und zu-
sätzlich eine „Möglichkeit zur 
Erweiterung“. In der Begrün-
dung zum Bebauungsplan, sei 
bisher nur von 4 Fahrzeugen 
gesprochen worden.  
 

Schallschutzgutachten 
– In der schematischen Darstel-

lung der Gebäudenutzung seien 
Büro- und Aufenthaltsräume zu 
den Wohngebieten nach Nor-
den geplant und Dusch- und 
Umkleideräume nach Süden 
ausgerichtet. Zur Wahrung der 
Privatsphäre der Bewohner soll-
ten die Räume getauscht wer-
den und nach Norden hin nur 
Oberlichter installiert werden. 
Weiter sollte jegliche Entlüftung 
nach Süden ausgerichtet sein. 
Die geplante Hecke im Norden 
würde ohnehin den Tageslicht-
einfall einschränken. Auch zur 
effizienten Energienutzung ist 
eine Ausrichtung der Büroräu-
me nach Süden sinnvoll, da 
weniger Strom benutzt werden 
müsse. 

– Die Angaben aus dem Schall-
schutzgutachten decken sich 
nicht mit der Skizze des Lage-
plans der Schleppkurven, da 
dort mehr Unterbringungsmög-
lichkeiten für Fahrzeuge darge-
stellt seien. Außerdem sei die 
Verortung der „Erweiterung“ 
sonst nirgendwo erfasst. Es 
wird gefragt, ob die Erweiterung 
geplant sei und zu welchen 
Zwecken diese dienen würde. 

– Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die Unterlagen wurden entspre-
chend angepasst.  

 
 
 
– Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Die Unterlagen wurden entspre-
chend angepasst.  

 
 
– Die Neuverortung der Kleider- 

und Glascontainer im Bereich 
der Kreuzungseinmündung 
Bergstraße/Brölstraße wurde in-
nerhalb der kenntlich gemacht 
bzw. aufgenommen.  

 
 
 
 
 
 
– Die Planung sowie das Nut-

zungskonzept der Rettungswa-
che sehen insgesamt bis zu fünf 
Abstellhallen (inklusive Erweite-
rung) vor. Die Unterlagen zum 
Bebauungsplan wurden entspre-
chend angepasst. 

 
 
 
 
– Es wird darauf hingewiesen, 

dass es sich um eine erste 
schematische Darstellung der 
notwendigen Nutzungsräume 
handelt und nicht die finale Pla-
nung wiederspiegelt. Darüber 
hinaus beziehen sich die Hinwei-
se nicht auf die Inhalte des Be-
bauungsplanverfahrens und 
können in diesem Rahmen nicht 
behandelt werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Die Hinweise werden zur Kennt-

nis genommen. Die Planung so-
wie das Nutzungskonzept der 
Rettungswache sehen insgesamt 
bis zu fünf Abstellhallen (inklusi-
ve Erweiterung) vor. Da es sich 
um einen Angebotsbebauungs-
plan handelt, soll in Bezug auf 
eine mögliche bauliche Erweite-
rung eine gewisse Flexibilität in-

 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme zu 
folgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. Die Unterla-
gen wurden an-
gepasst. 

 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 
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– Aus der Situationsbeschreibung 

ergäbe sich, dass die Reini-
gung, Desinfektion und War-
tung der Fahrzeuge über einen 
Zeitraum von 2 Stunden pro 
Tag angesetzt seien. Um das 
„gefühlte“ Schallaufkommen für 
die Bewohner zu mildern, wird 
eine Festsetzung zur Festle-
gung dieser Arbeiten im Zeit-
raum von 9 bis 13 Uhr gefor-
dert. 

 
Bedenken und Einsprüche 
– Es bestünden erhebliche Be-

denken bezüglich des Oberflä-
chen- und Grundwasserschut-
zes auf der Fläche durch den 
Einwender. Gerade bei Stark-
regen, der immer häufiger wür-
de, würde sich das Wasser den 
Weg mit dem geringsten Wider-
stand suchen und die umlie-
genden Grundstücke überflu-
ten. Eine entsprechende oberir-
dische Flutung könne heute 
schon beobachtet werden. Au-
ßerdem sei davon auszugehen, 
dass um das Grundstück herum 
kleinere Quellen liegen müssen. 
Dieses Wasser sei in entspre-
chend dimensionierten Kanälen 
abzuleiten. Es wird ein Gutach-
ten und entsprechende Vorkeh-
rungen gefordert. Diese Aspek-
te seien im aktuellen Gutachten 
nicht berücksichtigt worden. Es 
werde die Überflutung des 
Grundstücks des Einwenders 
befürchtet. Ein Kanal würde 
Abhilfe schaffen. 

– Das Maß der zulässigen Nut-
zung werde gegenüber dem 
Bestand deutlich erweitert. Die 
Planung stelle eine Gefällig-
keitsplanung für den Rhein-
Sieg-Kreis/ DRK dar. Die Inte-
ressen der Anwohner seien 
nicht ausreichend abgewogen 
worden. Zusätzlich handele es 
sich nicht um eine Nachverdich-
tung, da kein normales Gewer-
be angesiedelt werde. 

– Durch die Bebauung könne es 
zu Setzungen und/ oder Ände-
rungen in der Bodenbeschaf-
fenheit und entsprechenden 

nerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche gewährleistet 
werden. Die Erweiterung (5. Ab-
stellplatz) dient der Unterbrin-
gung eines weiteren Rettungs-
wagens, um gegebenenfalls die 
Kapazitäten der Rettungswache 
zu steigern. Die Unterlagen wur-
den entsprechend angepasst. 

– Die Festsetzung eines Zeitrau-
mes für Wartung und Reinigung 
kann im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens nicht gefolgt 
werden. Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
– Durch das Ingenieurbüro Bohne 

wurde ein entsprechendes Bau-
grundgutachten erstellt. Grund-
sätzlich ist der Baugrund für die 
Erstellung der entwässerungs-
technischen Erschließung geeig-
net. Die Auswirkungen der Pla-
nung auf das Oberflächen- und 
Grundwasser werden im Rah-
men des Umweltberichtes zum 
Bebauungsplan als nicht erheb-
lich eingestuft.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Mit der Planung, wird der Ausbau 

des Rettungsbedarfsplanes für 
den Bereich Ruppichteroth ver-
folgt. Dieser diene der Allge-
meinheit. Die betroffenen Bürge-
rinnen und Bürger haben gemäß 
BauGB zu mehreren Zeitpunkten 
die Möglichkeit sich am laufen-
den Verfahren zu beteiligen. 

 
 
 
– Die Hinweise werden zur Kennt-

nis genommen. Das Setzungs-
verhalten wurde im Rahmen des 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. Die Unterla-
gen wurden an-
gepasst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 
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Druckverhältnissen kommen. 
Schäden, etwa am Haus des 
Einwenders seien dabei zu er-
warten. Es wird daher eine 
Übernahmeerklärung aller kurz- 
und mittelfristigen Schäden an 
den umliegenden Gebäuden 
während der Bauzeit und fünf 
Jahre danach gefordert.  

– Es bestünden seitens des Ein-
wenders Bedenken, dass durch 
den Neubau eine Effizienzmin-
derung der eigenen Wärme-
pumpe zu erwarten ist. In die-
sem Zuge werden Ausgleichs-
zahlungen durch die Gemeinde 
Ruppichteroth gefordert. 

– In der Bürgerversammlung sei 
angeboten worden, eine Nut-
zungsvereinbarung aufzusetzen 
und mit den Bürgerinnen und 
Bürgern abzustimmen. Positiv 
sei zwar die Vereinbarung, dass 
das Martinshorn erst auf der 
Bundesstraße anzuschalten sei, 
allerdings seien Möglichkeiten 
zur Freizeitgestaltung der Mit-
arbeiter der Rettungswache 
vorgesehen. Hier wird einge-
wendet, dass die Rettungswa-
che ein Arbeitsplatz und kein 
Vergnügungspark sei und Tä-
tigkeiten wie Grillen zu unter-
binden und unter Strafe zu stel-
len sei. Das angrenzende 
Wohngebiet genieße einen hö-
heren Schutz an Privatsphäre 
und Erholung als das Gewer-
begebiet. Daher wird die Um-
widmung als Sondergebiet ge-
fordert. 

– Es sei von einer erheblichen 
Wertminderung aller Grundstü-
cke im Einzugsbereich des 
Sondergebietes auszugehen. 
Die Kosten für Schadensersatz 
mit Stichtag der Umwidmung 
seien durch die Gemeinde zu 
zahlen. 

– Die Umwidmung einer Grün- 
und Parkfläche in ein Sonder- 
oder Gewerbegebiet ziehe fi-
nanzielle Nachtteile mit sich, da 
eine Verkehrswertminderung 
der anliegenden Grundstücke 
und Gebäude zu erwarten ist. 
Dies sei beim Grundstück des 
Einwenders der Fall, weshalb 
ausgerechnet wird, welchen 
Schadensersatz der Einwender 
von der Gemeinde Rup-
pichteroth bei der Fertigstellung 
der Wache fordern wird. 

 
 

Bebauungsplanverfahrens unter-
sucht. Eine Auswirkung auf die 
benachbarten Grundstücke ist 
nicht bekannt. 
  

 
 
 
 
 
– Die Hinweise beziehen sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und können in 
diesem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
– Die Hinweise zur Nutzungsver-

einbarung beziehen sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und können in 
diesem Rahmen nicht behandelt 
werden. Es wird angemerkt, dass 
die Nutzung des Martinshornes 
innerhalb des Plangebietes all-
gemein zulässig ist. Die Möglich-
keit einer Nutzung des Martins-
hornes erst auf der B 478 und 
der Errichtung einer Lichtsignal-
anlage im Zufahrtsbereich soll im 
weiteren Verfahren verfolgt wer-
den. Darüber hinaus wird ange-
merkt, dass das Plangebiet als 
Fläche für Gemeinbedarf ausge-
wiesen wird. 

 
 
 
 
 
– Der Hinweis bezieht sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
– Die Hinweise beziehen sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und können in 
diesem Rahmen nicht behandelt 
werden. Es wird gesondert da-
rauf hingewiesen, dass das 
Plangebiet als Fläche für Ge-
meinbedarf festgesetzt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. Regelungen 
zur Nutzung des 
Martinshornes 
werden im weite-
ren Verfahren ver-
folgt. 
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Fehlende Nutzungsvereinbarung 
– Es wird um eine Aufstellung ei-

ner Nutzungsvereinbarung zwi-
schen der Gemeinde Rup-
pichteroth und dem Rhein-Sieg-
Kreis/ DRK zur gesteigerten 
Akzeptanz der Planung durch 
die Bürgerinnen und Bürger ge-
beten. Folgende Punkte sollten 
Teil dieser Nutzungsvereinba-
rung sein: 

– Die Nutzungsvereinbarung 
müsse die Interessen der An-
wohner wiederspiegeln. Ände-
rungen und Inhalte würden in 
Sitzungen von allen Anliegern 
mitbestimmt.  

– Der Abstand zu der hinteren 
Wohnbebauung müsse auf 
mindestens 5 Meter Breite er-
höht werden, auch um eine wei-
tere Verschattung der dahinter 
liegenden Grundstücke zu ver-
hindern. 

– Die Mitarbeiterparkplätze auf 
dem geplanten Gebiet sollten 
eine Lärmschutzwand und eine 
Überdachung bekommen, die 
Schall absorbiert. Die Wände 
sollten möglichst mit immergrü-
nem Efeu bepflanzt werden und 
eine harmonische Einbindung in 
die Natur zu erreichen und 
Vandalismus entgegenzuwir-
ken. 

– Es sollten an bestimmten Punk-
ten des Grundstücks Videoka-
meras und Mikrofone mit 
Schallmessern installiert wer-
den. Bei Überschreitung von 
bestimmten Grenzwerten müs-
se der Träger der Rettungswa-
che eine Strafzahlung in Höhe 
von 100€ pro Überschreitung 
an einen neu zu gründenden 
Fonds zahlen. Der Fonds solle 
in Obhut der Schönenberger 
Bürgerinnen und Bürger sein 
und den Menschen des Ortes 
zugutekommen. Es sollten auch 
Strafen für eine Verrohung des 
Grundstücks oder unsachge-
mäße Nutzung des Grund-
stücks durch die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter aufgesetzt 
werden. 

– Es müsse ein Betriebstagebuch 
über die Einsätze geführt wer-
den. 

 
 
– Zur Nachtzeit sei der Martins-

horneinsatz auf dem Gelände 

 
 
 
– Der Hinweis bezieht sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
 
 
– Die Hinweise beziehen sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
– Der erforderliche Abstand zum 

Nachbargrundstück wird einge-
halten. Eine Erhöhung ist pla-
nungsrechtlich nicht erforderlich.  

 
 
 
– Die Anzahl und Anordnung wur-

den im vorliegenden Schall-
schutzgutachten betrachten und 
stehen nicht in Konflikt mit den 
angrenzenden Nutzungen. Die 
Ausbildung von überdachten 
Stellplätzen sowie einer Begrü-
nung werden zur Kenntnis ge-
nommen und im weiteren Verfah-
ren geprüft. 

– Die Hinweise beziehen sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und können in 
diesem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Der Hinweis bezieht sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Die Nutzung des Martinshorns 
innerhalb des Plangebietes ist 
allgemein zulässig. Die Möglich-

Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
nicht zu folgen. 

 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men.  

 
 
 
 
 
 



Gemeinde Ruppichteroth, 2. Änderung des Bebauungsplanes Nummer 2.01/3 Schönenberg-Ost für den Bereich „Rettungswache 
Schönenberg“   

 
Lfd. 
Nr. 

Eingaben-
steller 

Datum Wesentliche Inhalte der vorge-
brachten Anregungen 

Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 

Seite 11 von 12 
 

 

vollständig zu unterlassen. Das 
Martinshorn dürfe erst beim 
Einbiegen auf die B478 zum 
Einsatz kommen. 

 
 
– Zur Nachtzeit sei keine be-

schleunigte Anfahrt mit den 
Fahrzeugen an der Ausfahrt zu-
lässig. 

 
– Die Verlegung des Sirenen-

standortes auf das Rettungs-
wachen-Haus sei nicht zulässig. 
Eine Alarmierung am Gebäude 
ist ebenfalls nicht zulässig. 

– Das Gelände dürfe zur Nacht-
zeit (ab 21 Uhr bis morgens um 
7 Uhr) nicht permanent mit 
Lichtstrahlern erhellt werden. 

 
– Es dürften keine Gerätetests 

auf dem Gelände vollzogen 
werden. 

 
 
– Es dürften keine Reparaturen/ 

Wartungen an den Fahrzeugen 
auf dem Gelände durchgeführt 
werden. 

 
 
– Es dürften keine Übungen auf 

dem Gelände abgehalten wer-
den. 

 
 
– Die Ausstattung der Gebäude 

mit hochabsorbierenden beklei-
deten Fassaden solle gewähr-
leisten, dass die Lärmbelästi-
gungen für die gegenüberlie-
gende Wohnbebauung weitge-
hend minimiert werden. 

– Die Fassade solle sich in das 
allgemeine Ortsbild einfügen. 

 
 
 
 
 
– Es dürften keine Seminare und/ 

oder Weiterbildungen in der 
Einrichtungen ausgeübt wer-
den, die nicht zwischen 8 Uhr 
morgens und 17 Uhr nachmit-
tags von montags bis freitags 
stattfänden. Solche Seminare 
sollte sogar, wenn möglich ganz 
unterbunden werden. 

– Freizeitaktivitäten und Festivitä-
ten, wie Grillpartys oder Veran-
staltungen seien nur nach Ab-
stimmung mit den umliegenden 
Bürgerinnen und Bürger und 

keit einer Nutzung des Martins-
hornes erst auf der B 478 und 
der Errichtung einer Lichtsignal-
anlage im Zufahrtsbereich soll im 
weiteren Verfahren verfolgt be-
ziehungsweise geprüft werden.  

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Reparaturen und 
Wartungen gehören zum allge-
meinen Betriebsablauf und wur-
den innerhalb der schalltechni-
schen Untersuchung betrachtet. 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
– Der Hinweis wird zur Kenntnis 

genommen. Eine Einbindung ins 
Ortsbild wird im weiteren Verfah-
ren verfolgt. 

 
 
 
– Die Hinweise beziehen sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 
 
 
 
– Die Hinweise beziehen sich nicht 

auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. Regelungen 
zur Nutzung des 
Martinshornes 
werden im weite-
ren Verfahren ver-
folgt. 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, der 
Stellungnahme 
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/oder dem Vorstand der An-
wohnervertretung mit 2/3-
Mehrheit zu genehmigen. 

– Es seien keine Untervermietun-
gen erlaubt, es sei denn, die 
Anwohnervertretung erlaubt es 
mit einfacher Mehrheit. 

 
 
 
 
 

– Der Hinweis bezieht sich nicht 
auf die Inhalte des Bebauungs-
planverfahrens und kann in die-
sem Rahmen nicht behandelt 
werden. 

 

nicht zu folgen. 

 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. Eine Einbin-
dung wird im wei-
teren Verfahren 
verfolgt. 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, die 
Hinweise zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 
 
 
 
 
 
Es wird be-
schlossen, den 
Hinweis zur 
Kenntnis zu neh-
men. 

 

 
Stand: 18.09.2019  
 


